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Aussetzung bei 
Haftungsbescheid und 
Pauschalierungsantrag

Der BFH hatte sich mit der Frage zu beschäftigen, 
ob Beiträge, die für ausländische Arbeitnehmer 
an ausländische Pensionsfonds geleistet werden 
Arbeitslohn darstellen, der nach § 37b Abs. 2 
EStG pauschal besteuert werden kann (Urt. v. 
21.1.2026 – VI R 13/24). Geklagt hatte eine Toch­
tergesellschaft der A GmbH, die selbst eine Toch­
tergesellschaft von B ist. B gehört zu einem welt­
weit tätigen Konzern. B bietet Arbeitnehmern in 
vielen Ländern eine betriebliche Altersvorsorge 
über Beiträge zu Pensionsfonds, die in den je­
weiligen Ländern durch B begründet wurden. 
Beschäftigte nehmen in der Regel mit Aufnahme 
des Beschäftigungsverhältnisses an der betrieb­
lichen Altersvorsorge teil. Sie erwerben unmittel­
bare, eigene und nicht entziehbare Ansprüche 
gegenüber dem Pensionsfonds in dem Land, in 
dem der jeweilige Arbeitgeber seinen Sitz hat. 
Der jeweilige Arbeitgeber ist zur Beitragszahlung 
an den Pensionsfonds verpflichtet. 
Werden die Arbeitnehmer befristet in einer aus­
ländischen Konzerngesellschaft eingesetzt, wer­
den die Beiträge im ersten Schritt zwar weiterhin 
vom ursprünglichen Arbeitgeber geleistet, in 
einem zweiten Schritt aber in voller Höhe an die 
Einsatzgesellschaft weiterbelastet. So auch an 
die Klägerin, die aus diesen weiterbelasteten Kos­
ten keine lohnsteuerlichen Folgen gezogen hat. 
Das Finanzamt ordnete die gezahlten Beiträge 
als steuerpflichtigen Arbeitslohn, konkret als Bar­
lohn, ein. Eine pauschale Versteuerung nach § 8 
Abs. 2 Satz 11 EStG und § 37b Abs. 2 EStG war 
daher nicht möglich. Das Finanzamt nahm die 
Klägerin in Haftung. Die dagegen gerichtete 
Klage wurde vom FG Hamburg mit Urteil vom 
14.3.2024 (6 K 109/20) abgewiesen. Die BFH-
Richter hoben das Urteil auf und verwiesen 
wegen eines von Amts wegen zu beachtenden 
Verstoßes gegen die Grundordnung des Verfah­
rens vorläge an das FG Hamburg zurück. Das FG 
hatte das Verfahren über die Rechtmäßigkeit des 
Haftungsbescheids für Lohnsteuer nicht gem. 
§ 74 FGO ausgesetzt, um den – gegebenenfalls 
negativen – Abschluss eines Pauschalierungs­
verfahrens nach § 37b EStG abzuwarten. 
Dieser Verfahrensfehler führt zur Aufhebung des 
Urteils und zur Zurückverweisung, damit das FG 
die gebotene Aussetzung des Verfahrens vor­
nehmen kann. Zu der Frage, ob die vom Arbeit­
geber geleisteten Beiträge zum ausländischen 
Pensionsfonds Bar- oder Sachlohn darstellen hat 

sich der BFH nicht geäußert. Das FG bewertete 
die Beiträge zu den ausländischen Pensionsfonds 
wie das Finanzamt auch als Barlohn. 
Den Arbeitnehmern wird bei Eintritt der abge­
deckten biometrischen Risiken Alter, Invalidität 
und Tod zwar unmittelbar ein Anspruch gegen 
den Pensionsfonds eingeräumt, aber in Form von 
Geldleistungen (z. B. Alters-, Invaliditätsrente). 
Damit läge eine andere Art von Zukunftssiche­
rungsleistungen als z. B. bei zusätzlichem vom 
Arbeitgeber finanzierten Krankenversicherungs­
schutz vor, mit dem etwa Ansprüche auf ärztliche 
Heilbehandlungen, Medikamente oder medizi­
nische Hilfsmittel vermittelt würden. Die Beiträge 
wären daher Sachlohn. Ob diese Unterscheidung 
vom BFH mitgetragen wird, bleibt abzuwarten.

Aufzeichnungspflichten  
für das häusliche 
Arbeitszimmer
Der BFH hatte über folgenden Sachverhalt zu 
entscheiden: Ein freiberuflich tätiger Steuerpflich­
tiger bewohnte ein eigenes Haus mit Keller, Erd- 
und Obergeschoss sowie einem ausgebauten 
Dachgeschoss. Das Dachgeschoss nutzte er als 
Arbeitszimmer, im Erdgeschoss gab es eine eben­
falls beruflich genutzte Bibliothek. 
Das Finanzamt erkannte das Arbeitszimmer im 
Dachgeschoss grundsätzlich an, ermittelte aber 
einen anderen Gebäudeflächenanteil. Im Zuge 
des Rechtsbehelfsverfahrens reduzierte das Fi­
nanzamt zwar die Einkommensteuer, erkannte 
die Aufwendungen für das häusliche Arbeits­
zimmer aber dennoch nur teilweise als Betriebs­
ausgaben an. 
Während des Klageverfahrens legte der Kläger 
eine Aufstellung nachträglicher Herstellungs­
kosten für das Eigenheim vor. Der FG-Richter 
verlangte mit Hinweis auf § 4 Abs. 7 EStG zudem 
die Vorlage der Aufzeichnungen zu den geltend 
gemachten Aufwendungen für das Arbeits­
zimmer. Die vorgelegten Belege, die der Kläger 
erst im Zusammenhang mit der Erstellung seiner 
Einkommensteuererklärung für das Streitjahr ge­
sammelt hatte, wurden vom FG verworfen, die 
Klage abgewiesen und die Berücksichtigungs­
fähigkeit der Aufwendungen für das Arbeits­
zimmer bereits dem Grunde nach abgelehnt, da 
der Kläger die Aufzeichnungspflichten nicht wie 
gesetzlich vorgesehen erfüllt habe. Nach § 4 
Abs. 7 i. V. m. § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG müssen die 
Aufwendungen einzeln und getrennt von den 
übrigen Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. 
Eine Berücksichtigungsfähigkeit setzt demnach 

voraus, dass die Aufwendungen auf einem be­
sonderen Konto der Buchführung oder in einer 
separaten Spalte der Ausgabenaufzeichnungen 
erfasst werden. Eine geordnete Belegsammlung 
mit unterjähriger, zeitnaher Eintragung der Sum­
menbeträge genügt. Eine geordnete Belegsamm­
lung allein erfüllt die Anforderungen dagegen 
nicht. Außerdem ist eine zeitnahe Dokumenta­
tion erforderlich. 
Ein häusliches Arbeitszimmer zeichnet sich da­
durch aus, dass es nach Lage, Funktion und Aus­
stattung in die häusliche Sphäre des Steuerpflich­
tigen eingebunden ist. Inhaltlich und zeitlich ist 
den Aufzeichnungserfordernissen nach § 4 Abs. 7 
EStG daher nur dann Genüge getan, wenn sämt­
liche Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitszimmer einschließlich dessen Ausstattung 
einzeln und zeitnah gesondert aufgezeichnet 
werden. Zumindest ist eine gebündelte Erfassung 
in einem separaten schriftlichen oder digitalen 
Dokument erforderlich. Der BFH bestätigt mit 
seinem Urteil vom 24.3.2026 (VIII R 6/24) das 
Urteil der Vorinstanz. 
Inwiefern durch diese hohen Anforderungen an 
die Aufzeichnungspflichten tatsächlich ein Mehr­
wert an Erkenntnis zu Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer erlangt wird, bleibt 
dahingestellt.
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